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Ein  halbes  Jahr  nach  den  Parlamentswahlen  hat  Mazedonien  einen  neuen  Minister-
präsidenten.  Dieser  steht  vor  großen  Herausforderungen.  Zoran  Zaev  war  bei  seiner
Regierungsbildung  auf  die  Zusammenarbeit  mit  den  albanischen  Minderheitsparteien
angewiesen  –  für  Unterstützer  des  ehemaligen  Machtinhabers  Nikola  Gruevski  eine
schwere politische Niederlage und Provokation zugleich. 

Innenpolitische Entwicklung

Mazedonien befand sich 2016 in einer tiefen politischen Krise, die ein Jahr zuvor begon-
nen hatte, als von der Opposition Mitschnitte abgehörter Telefongespräche veröffentlicht
wurden. Diese dokumentierten schwere rechtswidrige Handlungen der Regierung. Nach-
dem die Europäische Union mit dem Abkommen von Pržino eine politische Übereinkunft
zum Rücktritt  von  Gruevski  erzielt  hatte,  kam eine  Übergangsregierung ins  Amt,  der
sowohl Vertreter der bisherigen Regierung als auch der Opposition angehörten.

Nach wiederholten Terminansetzungen und -verschiebungen fanden schließlich am 11.
Dezember 2016 die Parlamentswahlen statt.  Nach Einschätzung politischer  Beobachter
handelte es sich um die „fairsten und freiesten Wahlen in der Geschichte Mazedoniens“.1

Nur Stabilität brachten die vorgezogenen Neuwahlen nicht. Die bisher regierende Innere
Mazedonische  Revolutionäre  Organisation  –  Demokratische  Partei  für  Mazedonische
Nationale Einheit (VMRO-DPMNE) ging mit 51 Sitzen erneut als stärkste Kraft hervor,
dicht gefolgt von der oppositionellen Sozialdemokratische Liga Mazedoniens (SDSM) mit
49 Sitzen.

Aufgrund des engen Wahlausgangs erklärten sich zunächst beide Parteien zum Sieger.
Im Gegensatz zur VMRO-DPMNE gelang es der SDSM, alle drei Parteien der albani-
schen Minderheit des Landes und damit die notwendige parlamentarische Mehrheit hinter
sich zu vereinen. Der der VMRO-DPMNE nahestehende Staatspräsident Gjorge Ivanov
verweigerte Zaev jedoch das Mandat zur Regierungsbildung und hob damit den politi-
schen Konflikt auf eine neue Stufe.

Dieser eskalierte vollends, als die neue Parlamentsmehrheit den der Demokratischen
Union für Integration (DUI) angehörenden Talat Xhaferi zum Parlamentspräsidenten wähl-
te. Die DUI war bis dahin Koalitionspartner der Regierung Gruevskis gewesen. Daraufhin
stürmten am 27. April 2017 Anhänger der VMRO-DPMNE das mazedonische Parlament.
Über 100 Personen wurden verletzt, darunter auch acht Abgeordnete.

Erst auf Druck der Europäische Union und der USA lenkte Präsident Ivanov ein. Zuvor
mussten der  designierte  Ministerpräsident  und seine Koalitionspartner  schriftlich versi-
chern, dass ihr Regierungsprogramm weder die mazedonische Verfassung noch die Geset-
ze  des  Landes  verletzen  würde.  Nach  einer  zweitägigen  Debatte  stimmten am späten

1 Johannes Rey: Das Volk hat entschieden, in: Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.): Länderberichte, Skopje
2016.
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Nachmittag des 31. Mai 2017 insgesamt 62 Abgeordnete für die neue Regierung, die der
seit  über  zwei Jahren andauernden politischen Krise des Landes nun alsbald ein Ende
setzen soll. 44 Abgeordnete stimmten gegen Zaev, fünf Abgeordnete enthielten sich. Damit
löst die SDSM nach 11 Jahren die IMRO-DPMNE in der Regierungsführung ab.

Die neue Regierung besteht nun aus der SDSM, der DUI und der Allianz für die Alba-
ner (AA). Die albanisch-mazedonische Partei BESA („Ehrenwort“) trat der Koalition nicht
bei,  sie  will  diese  jedoch  bei  Sachfragen  im  Parlament  unterstützen.  Zaevs  Kabinett
besteht  aus 24 Mitgliedern, wovon 16 der SDMS angehören, sechs der DUI und zwei
weitere der AA. Neuer Außenminister ist der Jurist und ehemalige US-Botschafter Nikola
Dimitrov, der dieses Amt schon einmal als Vizeminister bekleidet hat. Die frühere SDSM-
Parteivorsitzende Radmila Šekerinska, die als stellvertretende Premierministerin für Euro-
paangelegenheiten verantwortlich war, ist Ministerin für Verteidigung. Oliver Spasovski,
seines Zeichens Generalsekretär der SDSM, übernimmt das Innenministerium. Das Minis-
terium für europäische Integration wird von Bujar Osmani geleitet, der der DUI angehört.

Euroatlantische Integration

In den Mittelpunkt seiner zukünftigen Regierungsarbeit stellte Zaev vier vorrangige Ziele:
die  Stärkung  der  Wirtschaft,  die  Wiederherstellung  rechtsstaatlicher  Strukturen,  die
Normalisierung des politischen Dialogs und die Beschleunigung des euroatlantischen Inte-
grationsprozesses. Am 11. November 2016 hatte die Europäische Kommission dem Minis-
terrat zum nunmehr achten Mal in Folge empfohlen, mit den Verhandlungen über einen
EU-Beitritt Mazedoniens zu beginnen. Sie knüpfte diese Zusage jedoch an eine erfolgrei-
che Implementation des Pržino-Abkommens und hier insbesondere an die Durchführung
glaubwürdiger Parlamentswahlen sowie an substanzielle Fortschritte bei der Umsetzung
der von der Kommission im Juni 2015 formulierten dringenden Reformprioritäten.2 Auch
das Europäische Parlament forderte am 7. März 2017 den Rat dazu auf, „die Frage der
Beitrittsverhandlungen  so  rasch  wie  möglich  anzugehen“.  Aus  Sicht  der  europäischen
Abgeordneten werde dies dazu führen, dass „die dringend notwendigen Reformen auf den
Weg  gebracht,  neue  Impulse  gesetzt,  die  europäische  Perspektive  neu  belebt  werden
können und die Lösung bilateraler Streitigkeiten positiv beeinflusst werden können, sodass
sie den EU-Beitrittsprozess nicht behindern“. Zugleich wies das Europäische Parlament
„nachdrücklich auf die negativen Folgen einer weiteren Verzögerung des Prozesses hin,
wozu  auch  die  Bedrohung  der  Glaubwürdigkeit  der  EU-Erweiterungspolitik  und  die
Gefahr der Instabilität in der Region zählen“.3
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